
tung eines friedliebenden, demokratischen 
Deutschland teilzunehmen. Mit der Abur­
teilung der Naziaktivisten und der Einbe­
ziehung der nur nominellen Mitglieder der 
Nazipartei in den demokratischen Aufbau 
galt es, jegliche Überreste der faschisti­
schen, militaristischen Reaktion zu zer­
schlagen.

Zur Aburteilung der Hauptverbrecher 
waren die (eigens dafür geschaffenen) 
großen Strafkammern beim Landgericht 
mit zwei Berüfsrichtern und drei Schöffen, 
zur Aburteilung der übrigen faschistischen 
Verbrecher die (eigens dafür geschaffenen) 
kleinen Strafkammern beim Landgericht 
mit einem Berufsrichter und zwei Schöffen 
zu besetzen.28 Vorwiegend Mitglieder der 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregi­
mes, also Demokraten, die aktiv gegen die 
Nazis gekämpft hatten oder von ihnen ver­
folgt worden waren, wurden damals Schöf­
fen der nach Befehl 201 gebildeten Straf­
kammern und traten hier konsequent für 
die gerechte Bestrafung der faschistischen 
und militaristischen Verbrecher ein.

Bei der Durchführung der Verfahren 
gegen Naziverbrecher wurden dem Staats­
anwalt weitgehende Befugnisse übertragen. 
Er führte die Aufsicht über die Untersu­
chungen und war dafür verantwortlich, daß 
sie in einer bestimmten Frist abgeschlossen 
wurden. Er bestätigte bei Vorliegen ent­
sprechender Gründe den Beschluß über die 
Verlängerung der Untersuchüngsfrist sowie 
den Beschluß über die Verhaftung, den das 
Untersuchungsorgan erließ und die vom 
Untersuchungsorgan abgefaßte Anklage­
schrift.29 Einige dieser staatsanwaltschaft- 
lichen Befugnisse (die Aufsicht über die 
Untersuchungen, die Untersuchungsfristen 
und die staatsanwaltschaftliche Kontrolle 
ihrer Einhaltung) wurden später in die 
Strafprozeßordnungen aus den Jahren 1952 
und 1968 übernommen.

Formen der Zusammenarbeit 
zwischen den Strafverfolgungsorganen 
und demokratischen Organisationen 
sowie der Öffentlichkeit 
Seit Beginn der antifaschistisch-demokra­
tischen Ordnung waren die Partei der Ar­
beiterklasse und alle Antifaschisten be­
strebt, im Rahmen der übernommenen 
Strafprozeßnormen antifaschistisch-demo­

kratische Grundsätze und damit schritt­
weise (entsprechend dem jeweils erreichten 
materiellen und ideologischen Entwick­
lungsstand) den demokratischen Zentralis­
mus im Strafverfahren zu verwirklichen.

In den Jahren nach 1945 waren 
die Volkskontrollausschüsse eine wichtige 
Form der Teilnahme der Werktätigen am 
Kampf gegen Spekulation und Schwarz­
handel. Die Volkskontrollausschüsse halfen, 
den friedlichen Aufbau gegen Angriffe der 
gestürzten Klassen zu schützen. Zu ihren 
Erfolgen gehörte auch die Aufdeckung zahl­
reicher Straftaten. Sie gaben Hinweise und 
Materialien an die Strafverfolgungsorgane 
und ermöglichten so in vielen Fällen die 
Verurteilung von Schiebern und Wirt­
schaftssaboteuren. Noch wirksamer wurde 
der Einfluß der Volkskontrolle auf die 
Überwindung von Wirtschaftsverbrechen 
mit der Bildung der Zentralen Kontroll­
kommission (ZKK) im Jahre 1948. Hier 
orientierte sich die Volkskontrolle auf die 
Durchführung der Wirtschaftspläne und 
der Produktionsverteilung, ferner auf den 
Kampf gegen Wirtschaftssabotage, Speku­
lation und Schiebertum. Zu vielen Gerichts­
verhandlungen gegen Verbrecher dieser 
Art wurden Mitarbeiter des ZKK als Sach­
verständige hinzugezogen.

Im September 1948 führte die Überprü­
fung von 13 Textilbetrieben des Kreises 
Glauchau-Meerane durch die ZKK, die sich 
dabei auf die Volkskontrollausschüsse 
stützte, zur Aufdeckung eines organisierten 
Widerstandes reaktionärer und faschisti­
scher Elemente gegen den Halbjahresplan 
1948 und gegen die Wirtschaftsplanung 
überhaupt. Die Verbrecher verursachten 
durch Warenverschiebungen, Kompensa­
tionsgeschäfte u. ä. Millionenschäden für 
die Bevölkerung der sowjetischen Besat­
zungszone. Das gerichtliche Verfahren 
wurde vor einer breiten Öffentlichkeit 
(täglich nahmen annähernd 1 000 Personen 
als Zuhörer teil) durchgeführt.30

28 Vgl. Ausführungsbestimmungen Nr. 3 vom 
21. 8.1947 zum Befehl des Obersten Chefs 
der Sowjetischen Militäradministration in 
Deutschland vom 16. 8.1947, ZVOBL, 1947, 
Nr. 201 S. 188 Ziff. 16 a.

29 Vgl. a. a. O., Ziff. 4, 10, 7, 9 a.
30 Vgl. H. Heinze, „Glauchau-Meerane“, Neue 

Justiz, 1949/1, S. 5 ff.
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